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I. Einleitung

Die deutsche Bundesregierung präsentiert sich als Mus-
terschülerin. »Europäische Vereinbarungen müssen ein-
gehalten werden«, predigen die Bundeskanzlerin und 
ihr Finanzminister, wenn es um Staatsschulden oder um 
die Erfüllung von Vorgaben aus dem Europäischen Sta-
bilitätspakt geht. Ob Frau Merkel und Herr Schäuble das 
wohl auch einmal ihrem Kabinettskollegen, Bundesin-
nenminister de Mazière, sagen können? Denn wenn nicht 
beim Steuerrecht, sondern beim Ausländerrecht EU-Nor-
men umgesetzt werden müssen, ist man in Berlin alles an-
dere als vorneweg, sondern gehört zu den Schlusslichtern.

Augenfällig wird dies besonders bei der zögerlichen 
und unkorrekten Umsetzung der sogenannten Rückfüh-
rungsrichtlinie.1 Sie wurde im Jahr 2008 vom europäi-
schen Gesetzgeber beschlossen und war bis zum 24. De-
zember 2010 in deutsches Recht zu überführen. Seitdem 
ist das Aufenthaltsgesetz auch öfters geändert worden – 
nur gerade da, wo die Rückführungsrichtlinie kleine Ver-
besserungen vorsieht, ist wenig bis gar nichts passiert. Im 
deutschen Recht ist die Rückführungsrichtlinie weder 
Fisch noch Fleisch. Dies ist in der Literatur schon einige 
Male kritisiert worden,2 was das Bundesinnenministeri-
um aber bislang offenbar kaum interessierte.

* Der Verfasser ist Referent beim Jesuiten-Flüchtlingsdienst Europa in 
Brüssel. Er ist erreichbar unter europe.senioradvocacy@jrs.net.

1 Richtlinie 2008/113/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16.12.2008 über gemeinsame Standards und Verfahren in den 
Mitgliedstaaten für die Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsan-
gehöriger (ABl.  EU Nr. L 348, S. 98).

2 Keßler, Auswirkungen der EU-Rückführungsrichtlinie auf die Ab-
schiebungshaft in Deutschland. InfAuslR 2008, S. 450–453; Habbe, 
Bundesrepublik verfehlt europäische Vorgaben zur Abschiebungs-
haft. ZAR 2011, S. 286–292 m. w. N; Keßler, Der Einzelfall zählt: Rück-
führungsrichtlinie und deutsches Ausländerrecht. ASYLMAGAZIN 
2012, S. 142–147.

Vielleicht ändert der jüngste »Blaue Brief« aus Brüssel 
etwas daran. Kurz vor ihrem Amtswechsel zum 1. No-
vember 2014 hat die damalige EU-Kommissarin für In-
nenpolitik, Cecilia Malmström, der Bundesregierung eine 
Mahnung zustellen lassen. Ausführlich geht das Schrei-
ben auf mehrere Elemente der Rückführungsrichtlinie 
ein, »die nicht vollständig bzw. nicht korrekt in deutsches 
Recht umgesetzt wurden«.3 Die Musterschülerin ist also 
in Gefahr, das Klassenziel nicht zu erreichen.

Auf einige Punkte sowohl aus der Kritik der Kommissi-
on als auch aus den Erfahrungen in der Praxis geht dieser 
Beitrag im Folgenden ein:

 
•	 Die Definition der »Rückkehr« geht im deutschen 

Recht über die Richtlinie hinaus. 
•	 Es fehlt an einem wirksamen System zur Überwachung 

von Abschiebungen. 
•	 Die strafrechtliche Norm des § 95 Abs. 1 AufenthG ent-

spricht nicht den Richtlinienvorgaben. 
•	 Einreiseverbote sind auch in »Altfällen« von Amts we-

gen zu befristen. 
•	 Selbst nach der jüngsten Rechtsänderung fehlt es an 

klaren und richtlinienkonformen Regelungen über Al-
ternativen zur Abschiebungshaft.

II. Was ist eine »Rückkehr«?

Zweck der Rückführungsrichtlinie ist die »Festlegung ge-
meinsamer Vorschriften zu Fragen der Rückkehr, der Ab-
schiebung […]«.4 Dementsprechend enthält sie in Art. 3 
Abs. 3 auch eine Definition der Rückkehr. Hierbei handelt 
es sich um 

»[…] die Rückreise von Drittstaatsangehörigen – in 
freiwilliger Erfüllung einer Rückkehrverpflichtung 
oder erzwungener Rückführung – in 
–  deren Herkunftsland oder 

3 Schreiben der EU-Kommission – 2014/2192, C (2014) 7338 final – an 
den Bundesminister des Auswärtigen vom 16.10.2014.

4 Erwägungsgrund 20 zur Rückführungsrichtlinie.

Stefan Keßler, Brüssel*
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– in Transitland gemäß gemeinschaftlichen oder 
bilateralen Rückübernahmeabkommen oder an-
deren Vereinbarungen oder 

– ein anderes Drittland, in das der betreffende 
Drittstaatsangehörige freiwillig zurückkehren 
will und in dem er aufgenommen wird«.

Diese Definition entspricht dem ausdrücklichen Willen 
des Europäischen Parlaments, das seinerzeit auf eine ab-
schließende Fassung gedrungen hatte, um sicherzustellen, 
dass immer klar ist, wohin jemand ausreisen muss oder 
soll. Gerade der letzte Aufzählungspunkt ist hierbei von 
Bedeutung: In einen anderen Drittstaat, der weder Her-
kunfts- noch Transitstaat ist, darf nach der Rückführungs-
richtlinie keine Person gegen ihren Willen abgeschoben 
werden. Dies ist auch menschenrechtlich geboten: In 
einem Staat, der weder Herkunftsland ist noch mit dem 
irgendwelche vertraglichen Vereinbarungen bestehen, be-
findet sich ein dorthin abgeschobener Ausländer meistens 
in einer Situation der absoluten Recht- und Hilflosigkeit.

Das deutsche Recht enthält eine solche Einschränkung 
jedoch nicht. Eine Abschiebung ist grundsätzlich in jeden 
Staat möglich, in den der betreffende Ausländer zurück-
kehren darf. In der Abschiebungsandrohung soll nach 
§ 59 Abs. 2 AufenthG ausdrücklich darauf hingewiesen 
werden, 

»[…] dass er auch in einen anderen Staat abgescho-
ben werden kann, in den er einreisen darf oder der 
zu seiner Übernahme verpflichtet ist.« 

Art. 3 Abs. 3 der Rückführungsrichtlinie ist abschließend 
gefasst. Ein Spielraum für abweichende Entscheidungen 
der nationalstaatlichen Gesetzgeber oder Verwaltungen 
ergibt sich auf Grund des klaren Wortlauts der Richtlinie 
ausdrücklich nicht. Soweit das deutsche Recht zuunguns-
ten des betroffenen Ausländers darüber hinausgeht, ist es 
somit europarechtswidrig. 

Das ist etwa in den Fällen des »Botschaftstourismus« 
relevant, in denen Ausländer nacheinander verschiedenen 
Botschaften vorgeführt werden, bis irgendeine Auslands-
vertretung sich schließlich – aus welchen Gründen auch 
immer – bereit erklärt, ein »laissez-passer« oder ähnliches 
temporäres Papier auszustellen. In anderen Fällen werden 
Ausländer mehr oder weniger obskuren »Delegationen« 
von Drittstaaten vorgestellt, die ebenfalls mit nicht immer 
klaren Motiven temporäre Reisedokumente ausstellen. 

Mit der Ausstellung eines solchen Dokuments steht 
zwar fest, dass der betreffende Staat bereit ist, den Auslän-
der zu übernehmen, nicht aber, dass es sich auch tatsäch-
lich um den Herkunftsstaat handelt. Somit dürfte nach der 
Rückführungsrichtlinie das temporäre Reisedokument al-
lenfalls im Rahmen einer freiwilligen Ausreise zum Ein-
satz kommen, nicht jedoch bei einer Abschiebung. Steht 
eine Abschiebung in einen sonstigen Staat trotzdem an, 
ist hiergegen Rechtsschutz zu gewähren, denn insofern ist 

die Regelung in Art. 3 Abs. 3 der Rückführungsrichtlinie 
unmittelbar wirksam, weil sie inhaltlich unbedingt und 
hinreichend genau ist und sich einzelne Personen unmit-
telbar auf sie berufen können. Außerdem ist nationales 
Recht richtlinienkonform auszulegen.5

III. Fehlende Überwachung von Abschie- 
bungen 

Artikel 8 Abs. 6 der Rückführungsrichtlinie verpflichtet 
die Mitgliedstaaten, »ein wirksames System für die Über-
wachung von Rückführungen« zu schaffen. Dieser Pflicht 
ist Deutschland bislang nicht nachgekommen. Verwie-
sen wird von Seiten der Bundesregierung häufig darauf, 
dass es ja die Dienst- und Fachaufsicht über die an den 
Abschiebungen beteiligten Behörden sowie den Rechts-
schutz durch die unabhängigen Gerichte gebe. 

Diese Argumentation kann aber nicht durchgreifen: 
Art. 8 Abs. 6 der Rückführungsrichtlinie verpflichtet zur 
Errichtung eines eigenständigen, für die spezifischen 
Zwecke der Rückführungsrichtlinie geschaffenen Über-
wachungssystems. Es muss somit 

»[…] mehr sein als die Bündelung der in anderen 
Artikeln der Rückführungsrichtlinie bereits vorge-
sehenen Verfahrensgarantien und Rechtsbehelfe. 
Ansonsten wäre Artikel 8 Absatz 6 bedeutungslos 
und hätte keinen zusätzlichen Nutzen.«6

Verwiesen wird in der Diskussion immer wieder darauf, 
dass an einigen Flughäfen, von denen aus Abschiebungen 
durchgeführt werden (Düsseldorf/Köln-Bonn, Frank-
furt a. M., Hamburg und Berlin) Abschiebungsbeobachter 
tätig sind, die ihre Erkenntnisse auf »Foren« präsentieren, 
an denen sowohl staatliche Stellen (Polizei, Ausländerbe-
hörden, Innenverwaltungen) als auch zivilgesellschaftli-
che Akteure (Kirchen, Menschenrechtsorganisationen, 
Wohlfahrtsverbände) beteiligt sind. Den enormen Wert 
der Arbeit sowohl dieser Abschiebungsbeobachter als 
auch der Foren wird niemand ernsthaft in Frage stel-
len können. Das Modell wird auch bei Gesprächen in 
EU-Gremien immer wieder als »best practice« angeführt. 

Es stellt aber keine Umsetzung der Rückführungs-
richtlinie dar. Denn damit ist kein umfassendes Überwa-
chungssystem geschaffen worden: 

•	 Einige Flughäfen wie Stuttgart oder Baden-Baden, von 
denen ebenfalls Abschiebungen ausgehen, kennen kei-
ne Abschiebungsbeobachtung; 

•	 Abschiebungen auf dem Landweg werden hiervon gar 
nicht erfasst; 

5 Siehe Vedder, Art. 288 AEUV Rn. 63 ff. in Vedder/Heintschel v. Hein-
egg, Europäisches Unionsrecht. Handkommentar. Baden-Baden 2012.

6 Schreiben der EU-Kommission (wie Fn. 3).
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Beiträge

•	 nicht der gesamte Abschiebungsvorgang wird kontrol-
liert, sondern nur das Geschehen vom Eintreffen auf 
dem Flughafen bis zum Besteigen des Flugzeugs.

Es gibt auch keine eindeutige Grundlagen für die Arbeit 
von Abschiebungsbeobachtern und der Foren in Gestalt 
»verbindlicher rechtlicher Bestimmungen zur Festlegung 
der Rechte und Pflichten sowie der Aufgaben und der 
Auswahl« der hieran beteiligten Akteure.7 Auch ist ihre 
Finanzierung nicht staatlich sichergestellt, sondern – zu-
mindest teilweise – abhängig vom Engagement vor allem 
der Kirchen und ihrer Wohlfahrtsverbände.

IV. Strafverfahren wegen irregulären  
Aufenthalts

Nach § 95 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG wird ein Ausländer mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bestraft, 
wenn er sich ohne erforderlichen Aufenthaltstitel oder 
Duldung im Bundesgebiet aufhält, er vollziehbar ausrei-
sepflichtig und die Ausreisefrist abgelaufen ist. 

Im Asylmagazin wurde bereits darauf hingewiesen, 
dass die Vorschriften über die Strafbarkeit des gesetzes-
widrigen Aufenthalts europarechtlich problematisch und 
damit zumindest sehr einschränkend auszulegen sind.8 
Wie der Europäische Gerichtshof (EuGH) entschieden 
hat, ist Strafrecht zwar nationale Domäne, kann aber 
durch Unionsrecht beeinflusst werden. Im Einzelfall 
müssen Maßnahmen der Aufenthaltsbeendigung immer 
Vorrang vor der Anwendung des Strafrechts haben, und 
zwar nach dem in der RückfRL geregelten stufenweisen 
Verfahren: 

•	 Erlass einer Rückkehrentscheidung 
•	 Ermöglichung der freiwilligen Ausreise 
•	 Durchführung der Abschiebung .9 
Daraus ergibt sich, dass die Mitgliedstaaten »für illegal 
aufhältige Drittstaatsangehörige in den Fällen keine Frei-
heitsstrafe vorsehen dürfen, in denen diese nach den in 
dieser Richtlinie festgelegten gemeinsamen Normen und 
Verfahren abzuschieben sind und zur Vorbereitung oder 
Durchführung dieser Abschiebung höchstens in Abschie-
behaft genommen werden dürfen«.10 Ansonsten wäre die 

7 Ebd.
8 Lam, Die Strafbarkeit des erlaubnislosen Aufenthalts und der erlaub-

nislosen Einreise. ASYLMAGAZIN 2011, S. 228–233; Keßler, Der 
Einzelfall zählt: Rückführungsrichtlinie und deutsches Ausländer-
recht. ASYLMAGAZIN 2012, S. 142–147.

9 EuGH, Urteil vom 28.4.2011 – C-41/11 PPU (El Dridi) –, ASYLMA-
GAZIN 2011, S. 216, Rn. 51, 61 mit Nachweisen aus seiner Rechtspre-
chung; Urteil vom 6.12.2011 – C-329/11 (Achughbabian) – InfAuslR 
2012, S. 77, Rn. 33, 38.

10 EuGH, Urteil vom 6.12.2011, a. a. O. (Fn. 9), Rn. 46.

Wirksamkeit der Rückführungsrichtlinie beeinträchtigt: 
Denn eine 

»[…] nationale Regelung, soweit sie eine Freiheits-
strafe für Drittstaatsangehörige vorsieht, die älter 
als 18 Jahre sind und sich […] illegal […] aufhalten, 
zu einer Inhaftierung zur Strafvollstreckung führen 
kann, während ein solcher Drittstaatsangehöriger 
nach den gemeinsamen Normen und Verfahren 
in den Art. 6, 8, 15 und 16 der Richtlinie 2008/115 
vorrangig rückzuführen ist und, was einen etwaigen 
Freiheitsentzug betrifft, höchstens in Abschiebehaft 
genommen werden kann […] könnte folglich die 
Anwendung der in der Richtlinie 2008/115 festge-
legten gemeinsamen Normen und Verfahren ver-
eiteln und die Rückführung verzögern und somit 
ebenso wie die in der Rechtssache El Dridi streitige 
Regelung die praktische Wirksamkeit der genannten 
Richtlinie beeinträchtigen.«11

Auch der Hinweis darauf, dass statt einer Freiheits- auch 
eine Geldstrafe verhängt werden kann, hilft nicht weiter. 
Zwar schließt die Rückführungsrichtlinie die Bestrafung 
des irregulären Aufenthalts mit einer Geldstrafe nicht 
aus, spätestens aber dann, wenn das Nichtbezahlen dieser 
Geldstrafe zu einem Freiheitsentzug außerhalb der Ab-
schiebungshaft führt, ist die Wirksamkeit der Rückfüh-
rungsrichtlinie beeinträchtigt.12 

Erst wenn alle anderen Maßnahmen zur Sicherung und 
Durchführung einer ansonsten zulässigen und tatsächlich 
möglichen Abschiebung am aktiven (gewaltsamen) Ver-
weigerungshandeln des Ausländers gescheitert sind, mag 
eine strafrechtliche Sanktion in Betracht kommen. Der 
Aufenthalt ohne erforderliche Erlaubnis oder Duldung 
ist dagegen durch die in der RückfRL vorgesehenen Maß-
nahmen zu beenden, aber für sich genommen noch nicht 
zu bestrafen. § 95 Abs. 1 AufenthG ist daher dringend zu 
ändern.

11 Ebd., Rn. 38 u. 39.
12 EuGH, Urteil vom 6.12.2012 – C-430/11 (Md. Sagor) – InfAuslR 2013, 

83, Rn. 45 f.
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V. Befristung von Einreiseverboten bei  
»Altfällen«

§ 11 Abs. 1 AufenthG sah in seiner alten Fassung ein un-
befristetes Einreiseverbot vor, das ohne weitere Einzelfall-
prüfung an eine Abschiebung anknüpfte. Seit Inkrafttre-
ten des 2. Richtlinienumsetzungsgesetzes zum 26.11.2011 
sieht § 11 Abs. 1 Satz 3 AufenthG eine Befristung des Ein-
reiseverbots auf Antrag vor. 

Die Regelung, dass die Befristung des Einreiseverbots 
von einem Antrag abhängig ist, hat der Europäische Ge-
richtshof aber als unvereinbar mit Art. 11 Abs. 2 der Rück-
führungsrichtlinie verworfen.13 Erst Artikel 1 Nr. 8 des 
noch nicht verabschiedeten Gesetzes zur Neubestimmung 
der Aufenthaltsbeendigung und des Bleiberechts sieht eine 
Änderung des § 11 AufenthG dahingehend vor, dass über 
die Dauer des Einreiseverbots stets von Amts wegen zu 
entscheiden ist.

Geklärt hat der Europäische Gerichtshof außerdem, 
dass die Richtlinie auch auf die Wirkungen von Einrei-
severboten Anwendung findet, die vor dem Inkrafttreten 
der Richtlinie eingetreten sind (»Altfälle«).14 Dementspre-
chend hat auch der Bundesgerichtshof entschieden, § 11 
Abs. 1 AufenthG sei richtlinienkonform dahingehend an-
zuwenden, dass auch bei »Altfällen« über eine nachträg-
liche Befristung des Einreiseverbots von Amts wegen und 

13 EuGH, Urteil vom 19.9.2013 – C-297/12 (Filev und Osmani) – 
InfAuslR 2013, 416 = asyl.net, M21107, Rn. 34.

14 Ebd., Rn. 40 f.; a.  A. zuvor BVerwG, Urteil vom 22.3.2012 – 1 C 
3.11 – InfAuslR 2012, 261. Ausführlich hierzu Oberhäuser, Einfluss 
der Rückführungsrichtlinie auf Einreise- und Aufenthaltsverbote. 
ANA-ZAR 2011, S. 33.

auch ohne, dass ein entsprechender Antrag vorliegt, zu 
entscheiden ist.15

Dies hat gerade bei »Altfällen« zur Folge, dass auch bei 
ihnen Abschiebungshaft nur angeordnet werden kann, 
wenn 

•	 zuvor im Rahmen einer aufenthaltsrechtlichen Ent-
scheidung über die ursprünglich nicht erforderliche 
Befristung des Einreiseverbots nachträglich ent-
schieden worden ist, 

•	 die Einreise des Betroffenen danach (immer noch) 
eine unerlaubte war 

•	 und der Betroffene ausreichend Zeit hatte, die durch 
Art. 13 der Rückführungsrichtlinie vorgesehenen 
Rechtsbehelfe zu ergreifen.16 

Hinzu tritt, dass § 11 Abs. 1 Satz 4 AufenthG die Dauer ei-
nes Einreiseverbots grundsätzlich auf höchstens fünf Jah-
re beschränkt und diese Höchstdauer auch den Zeitraum 
vor Inkrafttreten der Rückführungsrichtlinie einbeziehen 
muss.17 Die Höchstdauer darf nur dann überschritten wer-
den, wenn die in § 11 Abs. 1 Satz 4 und Satz 7 AufenthG 
genannten besonderen Voraussetzungen erfüllt sind. Ist 
aber, wie in unserem Beispielfall, die Höchstdauer der 
fünf Jahre seit der Abschiebung 2005 längst überschritten, 
ohne dass diese Voraussetzungen vorlagen, muss zwin-
gend eine neue Entscheidung über die Befristung des Ein-
reiseverbots erlassen werden.18

Die Antwort auf die Frage beim Beispielfall muss also 
lauten: Ja, das Gericht hatte Recht.

VI. Fehlende Regelungen über Alternativen 
zur Abschiebungshaft

Die Rückführungsrichtlinie betont mehrfach den »Ultima 
ratio«-Charakter der Abschiebungshaft.19 Dies entspricht 
auch der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts, wonach Abschiebungshaft – wie jeder 
Grundrechtseingriff – dem sich aus dem Rechtsstaats-
prinzip ergebenden Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu 
entsprechen hat, mithin zum Erreichen eines legitimen 
Zweckes geeignet und erforderlich sein muss und den 
Ausländer nicht übermäßig belasten darf.20 

15 BGH, Beschluss vom 8.1.2014, V ZB 137/12, InfAuslR 2014, 148 = 
ASYLMAGAZIN 2014, S. 138 ff., Rn. 8.

16 Ebd., Rn. 13.
17 EuGH, Urteil vom 19.9.2013, a. a. O. (Fn. 13), Rn. 42 f.; BGH, Be-

schluss vom 20.2.2014 – V ZB 76/13 – asyl.net, M21690, Rn. 6.
18 BGH, Beschluss vom 20.2.2014, a. a. O. (Fn. 17), Rn. 6.
19 Erwägungsgrund 16 und Art. 15 Abs. 1 S. 1 der Rückführungsrichtli-

nie. 
20 BVerfG in st. Rspr., vgl. BVerfGE 23, 127 <133>; 48, 396 <402 >; 83, 1 

<19>; 107, 299; 109, 279.

FALL  

Ein türkischer Staatsangehöriger reiste erst-
mals im Jahr 2002 in das Bundesgebiet ein und 
stellte einen Asylantrag. Der Antrag wurde mit 
bestandskräftigem Bescheid noch im Jahr 2002 
als offensichtlich unbegründet abgelehnt; der 
Antragsteller wurde unter Androhung der Ab-
schiebung aufgefordert, das Bundesgebiet zu 
verlassen. Im Jahre 2005 wurde er in die Türkei 
abgeschoben. Ende November 2011 wurde er 
erneut im Bundesgebiet angetroffen und gab an, 
am Vortag eingereist zu sein. Daraufhin wurde 
er in Abschiebungshaft genommen. Das Land-
gericht hob die Abschiebungshaftanordnung als 
rechtswidrig auf, weil es an einer Entscheidung 
über eine nachträgliche Befristung des Einrei-
severbots bzw. einer neuen Rückkehrentschei-
dung gefehlt habe. Hat das Gericht Recht?
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Die Rückführungsrichtlinie konkretisiert dies dadurch, 
dass sie ausdrücklich Bezug auf die vom Ministerkomi-
tee des Europarats am 9.5.2005 verabschiedeten Zwanzig 
Richtlinien zur Abschiebung Bezug nimmt.21 Hiernach ist 
Abschiebungshaft nur dann zulässig, wenn sich die Be-
hörden davon überzeugt haben, dass im Einzelfall an-
dere Mittel unterhalb des Freiheitsentzuges – wie Über-
wachungssysteme, Meldeauflagen, Kaution oder andere 
Garantien – zur Sicherstellung der Abschiebung nicht 
möglich sind. Vor der Verhängung von Abschiebungshaft 
müssen somit ausdrücklich Alternativen geprüft und mit 
nachvollziehbaren Gründen verneint worden sein.

Dies wird insoweit in § 62 Abs. 1 Satz 1 AufenthG auf-
gegriffen, als dass hiernach Abschiebungshaft unzulässig 
ist, wenn ein anderes, milderes Mittel zur Verfügung steht. 
Somit reichen die in § 62 Abs. 3 AufenthG aufgezählten 
Gründe – einschließlich der Tatsache einer illegalen Ein-
reise – alleine nicht für eine Haftanordnung aus. Sie dür-
fen nur Anhaltspunkte sein, die eine Gesamtwürdigung 
aller Umstände des Einzelfalls nicht ersetzen. 

Allerdings hat es der Gesetzgeber versäumt, konkre-
te Möglichkeiten (Kautionsstellung, Meldeauflagen oder 
dergleichen) vorzusehen, um die Haft zu vermeiden. Des-
halb läuft § 62 Abs. 1 Satz 1 AufenthG derzeit faktisch leer, 
zumindest soweit er mehr sein soll als die bloße Wieder-
holung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes. In nur ganz 
wenigen Verfahren der Abschiebungshaft wurde bislang 
das Vorliegen von Alternativen überhaupt geprüft. Hier 
muss das Gesetz noch nachgebessert werden.

VII. Ergebnis

Mit dem »Blauen Brief« hat die Kommission der Bundes-
regierung deutlich vor Augen geführt, dass das Erreichen 
des »Klassenziels«, nämlich die vollständige und korrek-
te Umsetzung der Rückführungsrichtlinie in deutsches 
Recht, stark gefährdet ist und die Bundesregierung hier 
noch dringend nacharbeiten muss. Es ist zu wünschen, 
dass die Widerstände hiergegen – nicht zuletzt aus Teilen 
der Ministerialbürokratie – endlich überwunden werden, 
sodass die wenigen Verbesserungen, die die Rückfüh-
rungsrichtlinie für die betroffenen Ausländer vorsieht, 
auch in Deutschland Realität werden.

21 Twenty guidelines on forced return, CM(2005)40 final, 9 May 2005; auf 
diese nimmt Erwägungsgrund 3 der Rückführungsrichtlinie Bezug.
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